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Gewerbe fordert Abbruchprämie
Energiestrategie soll «marktwirtschaftlich» umgesetzt werden, sagt der Gewerbeverband

Von Dominik Feusi, Bern

Das erste Massnahmenpaket der Ener-
giestrategie 2050 kommt Ende Januar 
in die vorberatende Kommission des Na-
tionalrates. Damit soll der Ausstieg aus 
der Atomenergie möglich werden. 
Schon 2019 soll der Reaktor in Mühle-
berg bei Bern vom Netz gehen. 

Der Schweizerische Gewerbever-
band unterstützt die Stossrichtung der 
Energiestrategie des Bundesrates. Er 
will aber zahlreiche Korrekturen am 
Grossprojekt des Bundesrates anbrin-
gen. Noch vor einigen Jahren hatte der 
Gewerbeverband vehement gegen Sub-
ventionswirtschaft und neue Abgaben 
im Energiebereich angekämpft. Auch 
jetzt ist der Wirtschaftsverband gegen 
«Verbote, Gebote und Regulationswut» 
und fordert eine «konsequent markt-
wirtschaftlich getriebene Umsetzung» 
der Energiestrategie. Doch an den jetzt 
vorgeschlagenen Subventionen scheint 
man sich weniger zu stören. Sie würden 
vor allem den Bausektor zugute kom-
men. Dessen Verbände sind wichtige 
Mitglieder im Gewerbeverband. Der 
Verband könne nicht wieder frontal ge-
gen die bestehende Politik antreten, 
sondern müsse die bestehenden Instru-
mente verbessern helfen, sagte dazu Di-
rektor Hans-Ulrich Bigler.  

«Etwas vermarktwirtschaftlichen»
Während der Wirtschaftsdachver-

band Economiesuisse die vorgesehene 
Subventionswirtschaft mit Abgaben 
und Förderungen in Milliardenhöhe kri-
tisiert und eine staatsquotenneutrale 
Energielenkungsabgabe bevorzugt, will 
man beim Gewerbeverband die «beste-
henden Instrumente verbessern» und 

damit die Energiepolitik «etwas ver-
marktwirtschaftlichen», wie der Dos-
sierverantwortliche Henrique Schnei-
der auf Anfrage ausführte. Konkret will 
der Gewerbeverband, dass im ersten 
Paket für die Zeit bis 2020 nur Ziele bis 
zu diesem Jahr festgelegt werden. 

Vereinfachung der Baunormen 
Absolut zentral ist für den Gewerbe-

verband hingegen die Energieeffizienz 
im Gebäudebereich. Die heute unge-
zielte Förderung lasse sich durch besse-
re Instrumente wirkungsvoller gestal-
ten. Am meisten verspricht sich der Ge-
werbeverband von einer «radikalen» 
Vereinfachung der Baunormen und Be-
willigungsverfahren. Hans-Ulrich Big-
ler ist sich allerdings bewusst, dass dies 
schwierig umzusetzen ist, zumal dafür 
vor allem auf der Ebene der Städte und 
Gemeinden etwas geschehen müsse. 

Gleichzeitig sollen die steuerliche 
Absetzbarkeit auf fünf bis sieben Jahre 
ausgedehnt und Gesamtsanierungen 
und Ersatzneubauten neu ebenfalls 
subventioniert werden. Das führe dazu, 
dass mehr saniert und ersetzt werde 
und die Energieeffizienz des gesamten 
Gebäudeparks in der Schweiz rascher 
verbessert werden könne. Bei der Fi-
nanzierung dieses Gebäudeprogramms 
verlangt der Gewerbeverband aller-
dings ein verstärktes Engagement der 
Kantone. Auch der Zuschlag zugunsten 
der Einspeisevergütung soll nicht er-
höht werden. 

Bei der Energieeffizienz im Gewerbe 
selber setzt der Verband auf Zielverein-
barungen statt Regulierungen. Diese 
sollen von einer privaten Organisation 
durchgeführt werden, wie es die Ener-
gieagentur der Wirtschaft bereits macht. 

Kommentar

Das süsse Gift der Subventionen

Die SVP-Initiative gegen Masseneinwanderung belastet Unternehmen und Konsumenten gleichermassen

Nein zu Planwirtschaft im Arbeitsmarkt

müssen auf dem Arbeitsmarkt ersetzt 
werden. Allein mit dem inländischen 
Nachwuchs ist das nicht zu bewerkstel-
ligen. Gleichzeitig haben die heutigen 
Pensionierten eine weit höhere Lebens-
erwartung als frühere Generationen – 
dies sorgt unter anderem für einen 
steigenden Bedarf an Pflege- und 
Gesundheitspersonal. 

Die Lücken, die sich hier auftun, kön-
nen nur zu einem geringen Teil mit 
Massnahmen im Inland geschlossen 
werden. Es laufen zahlreiche Bestre-
bungen, Frauen und ältere Menschen 
noch besser in den Arbeitsmarkt einzu-
binden – beispielsweise mit der Förde-
rung flexibler Arbeitszeitmodelle, der 
Verbesserung von Kinderbetreuungs
angeboten oder der Schaffung von 
mehr Teilzeitstellen. Doch das ist nur 
ein Tropfen auf den heissen Stein. Wol-
len wir unseren Wohlstand erhalten 
und der Wirtschaft ein gesundes 
Wachstum ermöglichen, benötigen wir 

noch eine ganze Weile zusätzliche 
Fachkräfte aus dem Ausland. Und wir 
sind nicht das einzige Land, das hier 
Bedarf hat. In jeder westlichen Indus-
trienation, deren Wirtschaft nicht 
schrumpft, ist Zuwanderung heutzu-
tage unabdingbar – aus genau densel-
ben Gründen. Der Wettbewerb um die 
am besten qualifizierten Spezialisten 
wird sich entsprechend verschärfen.

Der Arbeitsmarkt funktioniert heute 
sehr gut. Mit den flankierenden Mass-
nahmen zur Personenfreizügigkeit ist 
es gelungen, Missbräuche weitgehend 
zu verhindern. Trotz der Öffnung ent-
wickeln sich die Löhne positiv, und die 
Arbeitslosigkeit verharrt auf tiefem 
Niveau. Was hat uns die Initiative als 
Alternative anzubieten? Die SVP ver-
langt eine Rückkehr zum Kontingent-
system, wie wir es in den 1990er-Jah-
ren kannten. Der Staat soll also festle-
gen, welche und wie viele Personen 
jährlich in die Schweiz einwandern 

dürfen. Heute gilt diese Regelung nur 
für wenige Arbeitskräfte aus Drittstaa-
ten. Wird die Initiative umgesetzt, müs-
sen neu auch alle Gesuche für Kurz- 
und Langaufenthaltsbewilligungen und 
alle neuen Grenzgängerbewilligungen 
für Personen aus EU- und Efta-Staaten 

so bearbeitet werden. Wir sprechen 
hier von rund 190 000 Gesuchen pro 
Jahr. Dieses bürokratische Monstrum 
belastet nicht allein die Unternehmen, 
sondern auch den Staat erheblich. Die 
Kosten tragen wir als Konsumenten 
und als Steuerzahler.
Die Vergangenheit hat gezeigt: Kontin-
gente decken den tatsächlichen Bedarf 
des Arbeitsmarkts nie genau ab. Und 

langwierige Bewilligungsverfahren 
schrecken die besten Fachkräfte ab, 
weil sie andernorts einfacher eine Auf-
enthaltsbewilligung erhalten. Selbst 
wenn die Kontingente äusserst gross
zügig definiert würden, verschärft die 
Initiative deshalb den Fachkräfte
mangel. Das ist mit Bestimmtheit kein 
zukunftstaugliches Rezept für die 
Schweiz. 

Die Initianten übergehen diese Folgen 
für den Arbeitsmarkt grosszügig und 
haben auch kein überzeugendes 
Rezept für den weiteren Weg der 
Schweiz in Europa. Stattdessen wer-
den mit Vorliebe Bodenverbrauch, Ver-
kehrsengpässe oder Kriminalitätsraten 
thematisiert. In all diesen Punkten 
besteht tatsächlich Handlungsbedarf. 
Wer nach Lösungen sucht, wird im 
Initiativtext dazu aber kein Wort 
finden. 
Roland A. Müller ist Direktor des  
Schweizerischen Arbeitgeber-Verbandes. 

Nachrichten

Tessiner Grüne sagen 
Ja zur SVP-Initiative

Bellinzona. Die Tessiner Grünen unter-
stützen die SVP-Zuwanderungsinitia-
tive. Die Kantonalpartei hat für die 
Abstimmung vom 9. Februar die 
Ja-Parole gefasst. Damit weicht die 
Tessiner Sektion von der Linie der 
Grünen Schweiz ab. Diese empfehlen, 
die Initiative «gegen die Masseneinwan-
derung» abzulehnen. Die Tessiner Partei 
begründet ihre Haltung mit der Sorge 
um den Tessiner Arbeitsmarkt. Der  
freie Personenverkehr führe zu Lohn
dumping und einer Verdrängung von  
im Tessin wohnhaften Arbeitnehmern 
durch italienische Grenzgänger. SDA

Fachleute warnen vor 
Abtreibungsinitiative
Bern. �Fachleute warnen vor der 
­Initiative «Abtreibungsfinanzierung ist 
Privatsache». Die Qualität der medizini-
schen Versorgung wäre infrage 
gestellt, Komplikationen und Todesfälle 
könnten wieder zunehmen. Falle die 
Deckung durch die Krankenkasse weg, 
bestehe die Gefahr von Wucher
preisen, so die schweizerische Gesell-
schaft für Gynäkologie und Geburts-
hilfe. Frauen könnten wieder zu Engel-
machern oder Pfuschern gehen. SDA

Zweite Asylkonferenz 
wurde verschoben
Bern. �Am 20. Januar hätten sich 
Vertreter des Bundes, der Kantone,  
der Städte und der Gemeinden zu  
einer zweiten Asylkonferenz treffen 
sollen. Das Treffen, bei dem unter 
anderem die Standorte von möglichen 
Bundeszentren Thema gewesen 
wären, ist nun ohne ein Ersatzdatum 
verschoben worden. SDA

Von Dominik Feusi

Das erste Mass-
nahmenpaket der 
Energiestrategie 
setzt vor allem auf 
Vorschriften und 
Subventionen. 
Die bestehenden 
Abgaben und För-

derprogramme sollen so ausgebaut 
werden, dass die Energiewende, die 
Abkehr von der Atomenergie, gelin-
gen kann. Die Kosten für diesen ener-
giepolitischen Kraftakt in Milliarden-
höhe bürdet die Politik der 
Allgemeinheit in Form von Steuern, 
Abgaben und höheren Preisen für 
Güter und Dienstleistungen auf. In 
Deutschland hat diese Umvertei-
lungsübung zur absurden Situation 
geführt, dass wenig verdienende 
Mieter über Stromzuschläge Solar-
anlagen auf den Dächern von gut 
betuchten Eigenheimbesitzern 
finanzieren. 
In der Schweiz ist man daran, ähnli-
che Fehler zu machen. Von den Sub-
ventionen werden jene Unterneh-
men profitieren, die zu zusätzlichen 

Aufträgen kommen. Das sind Fir-
men, die Gebäude sanieren, 
umbauen oder Wärmepumpen oder 
Solarzellen montieren. Dank Sub-
ventionen sinkt bei ihnen der Preis-
druck und steigen die Gewinne. Die 
Forderung des Gewerbeverbandes, 
dass neu auch Ersatzneubauten 
gleich stark gefördert werden sollen 
wie Sanierungen, ist ein durchsichti-
ges Manöver, damit aus den Mass-
nahmen der Energiewende für den 
ganzen Bausektor etwas abfällt. Sub-
ventionen sorgen dafür, dass Geld 
von Privaten und Steuergelder falsch 
und wirkungslos eingesetzt werden. 
Sie nutzen wenigen, aber schaden 
vielen. Sie verringern so den Gesamt-
wohlstand der Schweiz.
Subventionen sind süsses Gift von 
Vater Staat. Sie machen sogar den 
sonst freiheitlich ausgerichteten 
Gewerbeverband zum willfährigen 
Kumpanen des Staates. Wer eine 
«konsequent marktwirtschaftliche» 
Energiestrategie will, setzt sich statt 
für neue Subventionen für Massnah-
men ein, die keine zusätzliche Belas-
tung der Bürger bringen.
dominik.feusi@baz.ch

Wollen wir unseren 
Wohlstand erhalten, 
brauchen wir Fachkräfte 
aus dem Ausland.

Langwierige 
Bewilligungsverfahren 
schrecken die besten 
Fachkräfte ab.

Von Roland A. Müller

Am 9. Februar stehen die Stimmberech-
tigten gleich in zweifacher Hinsicht vor 
einer Grundsatzentscheidung. Die SVP-
Initiative gegen Masseneinwanderung 
stellt uns einerseits vor die Frage, ob 
wir in unseren Beziehungen zu Europa 
auf dem bilateralen Weg weitergehen 
oder diesen beenden wollen. Gleichzei-
tig müssen wir entscheiden, ob wir den 
liberalen Arbeitsmarkt erhalten – oder 
zu einem planwirtschaftlichen, büro-
kratischen System zurückkehren.
Die SVP propagiert mit ihrer Initiative 
eine Abkehr vom bilateralen Weg. Man-
che ihrer Exponenten bestreiten dies 
zwar, doch die Ausgangslage ist klar: 
Wird die Initiative umgesetzt, kann die 
Schweiz das Abkommen über die Per-
sonenfreizügigkeit nicht mehr einhal-
ten. Und sie kann auch keine andere 
Vereinbarung mit der EU treffen, die 
sich auch nur halbwegs mit dem Freizü-
gigkeitsgedanken vereinbaren lässt. 

Der Vertrag wird also hinfällig, und 
damit auch sechs weitere bilaterale 
Abkommen. Damit verspielt die 
Schweiz den über Jahrzehnte ausge-
handelten freien Zugang zum europäi-
schen Binnenmarkt. Als Exportnation 
können wir uns das nicht leisten.

Aus Arbeitgebersicht ist die zweite Ent-
scheidung aber beinahe noch wichti-
ger. Die Personenfreizügigkeit steht für 
einen liberalen Arbeitsmarkt und 
ermöglicht es unseren Unternehmen, 
auf einen grossen Pool an gut ausgebil-
deten Fachkräften zurückzugreifen. 
Dies ist aus mehreren Gründen für eine 
gesunde wirtschaftliche Entwicklung 
unabdingbar. Obwohl in der Öffentlich-
keit noch kaum wahrgenommen, ist die 
Überalterung eine der grössten Heraus-
forderungen für die Schweiz von heute. 
Die geburtenreichen Jahrgänge der 
Nachkriegsgeneration werden in den 
nächsten Jahren alle pensioniert und 

Grosser  
Dichtestress.� In 
der Schweiz wird 
es langsam eng, 
doch die Initiative 
der SVP löst das 
Problem nicht. 
� Foto Keystone


